
  

Im Ergebnis soll das organisatorische 
Verschulden für das Unternehmen 
selbst merkliche Konsequenzen ha-
ben, sodass auch wirtschaftlich sehr 
starke Unternehmen getroffen wer-
den. Die Sanktionen können dabei bis 
zu 10 % des Jahresumsatzes betra-
gen. Bei kleineren Unternehmen 
bleibt es bei den bisherigen maximal 
zehn Millionen Euro. Schließlich sol-
len die sanktionierten Unternehmen in 
einem Behördenregister erfasst wer-
den. Bei der Verursachung eines er-
heblichen Schadens kann das Gericht 
die öffentliche Bekanntmachung der 
Sanktionierung anordnen.  
 
Neben den Sanktionen soll das vom 
Unternehmen strafbar Erlangte einge-
zogen werden können, sodass Ver-
braucher schneller und einfacher an 
Entschädigung kommen, ohne selbst 
klagen zu müssen. Sanktionsmilde-
rungen für Unternehmen kommen 
allenfalls unter Einsatz von „internal 
investigations“ in Betracht, deren Vor-
gaben ebenfalls in dem Gesetzesent-
wurf geregelt werden. 
. 
 

In Deutschland dürften die Forderun-
gen nach neuen und härteren Sankti-
onen gegen Unternehmen nicht zu-
letzt durch den Diesel-Abgasskandal 
an Nachdruck gewonnen haben. 
 
Wann mit dem Inkrafttreten des Ge-
setzes zu rechnen sein wird, ist noch 
offen. Die Regelungen sind zunächst 
nur dem Referentenentwurf zu ent-
nehmen und bis zum verkündeten 
Gesetz ist es noch ein langer Weg 
durch das Kabinett zum Parlament 
und dem Bundesrat. 
 
 

 
 

Seit August 2019 gibt es einen aus 
dem Koalitionsvertrag heraus ent-
sprungenen Gesetzesentwurf mit dem 
Ziel der besseren Verfolgung von 
Wirtschaftskriminalität.  
 
Das Gesetz soll das bestehende Ord-
nungswidrigkeitenrecht, speziell auf 
Unternehmenskriminalität zugeschnit-
ten, verschärfen und enthält verbrau-
cherschützende Elemente, die ent-
sprechende Entschädigungen vorse-
hen. Darüber hinaus trifft es geson-
derte Regeln für „internal investigati-
ons“.  
 
Bei den Regelungen soll es sich ge-
rade um kein echtes Strafrecht für 
Unternehmen handeln, sondern statt-
dessen wird von „Sanktionen“ gespro-
chen. Gleichwohl soll das Legalitäts-
prinzip gelten, d.h. wenn ein Anfangs-
verdacht für eine aus dem Unterneh-
men heraus begangene Straftat vor-
liegt, muss die Staatsanwaltschaft 
zwingend ermitteln und nicht mehr 
nach ihrem Ermessen einschreiten. 
 
Sanktioniert werden sollen vor allem 
diejenigen Unternehmen, die durch 
die selbstgewählte Organisation und 
ihre Arbeitsweise Rechtsbrüche ihrer 
Mitarbeiter begünstigen.  

Das neue „Unternehmensstrafrecht“ 
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